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71 . Gemeinderatssitzung Ort: Rathaus Solnhofen 

Datum 17.01.2019 Beginn 19:00 Uhr Ende 23:00 Uhr 

Teilnehmer 

1. BGM Schneider, 2. BGM Joachim Schröter, 3. BGM Thomas Herrscher, 

GR Ute Grimm, GR Birgit Güllich, GR Jochen Eger, GR Mike Hofmann, 

GR Thomas Leesch, GR Alfred Mack, GR Armin Mack, GR Norbert Mitter-

meier, OS Bernd Lotter 

Notizenführer Herr Joachim Schröter 

 

Öffentlicher Teil 

TOP 1 Vorstellung Nahwärmeversorgung am Beispiel Langenaltheim 

Diskussion 

1. BGM Alfred Maderer stellt das Nahwärmenetz der Gemeinde Lan-

genaltheim vor. 

 

Seine empfehlungen an den Gemeinderat 

- Informationsveranstaltung 

- Wärmebedarf ermitteln  

- Mindestabnahmebedarf ermitteln 

 

In Langenaltheim zahlte man für ein Einfamilienhaus 4.500 € für 15.000 

kW für an Anschluss. Danach erhöhen sich die Anschlusskosten in Schrit-

ten von jeweils 500 €. Mit der Wärmeleitung wurde auch ein Glasfaser-

kabel verlegt.  

 

Die Fa. Enerpipe macht eine gute Beratung und verlangt nicht von An-

fang an Geld. 

 

> Der Bauausschuss soll sich mit den ersten Informationen auseinander-

setzen. 

 

TOP 2 Bauanträge 

Diskussion 
Gebhardt Christian und Jasmin, Ingolstadt 

Einfamilienhaus mit Doppelgarage Frühlingsstraße 18 

Beschluss Das gemeindliche Einvernehmen wird erteilt. 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 3 Satzungsänderung Wasser 

Diskussion 

Der Gemeinderat beschließt die Überarbeitung der nachfolgenden Sat-

zung: 

 

2. BGM Schröter hat hierzu folgende Anmerkungen: 

Wenn wir schon die Satzung überarbeiten, dann sollten die § 5a und § 

9a in die normale Nummerierung übergeleitet werden. 

In § 10 Abs. 3 muss es heißen „entnommenen“  

In § 11 Abs. 2 muss Übrigens großgeschrieben werden 

 

 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung 

der Gemeinde Solnhofen (BGS-WAS) vom 18.01.2019 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Ge-

meinde Solnhofen folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabga-

besatzung: 

 

§ 1 Beitragserhebung 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der 

öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung, bestehend aus den Anlagen 
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Solnhofen und Solnhofer Bruch mit Ausnahme der Gemeindeteile Eßlingen 

und Hochholz sowie des Bereichs des Zementwerkes, einen Beitrag. 

 

§ 2 Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder ge-

werblich nutzbare Grundstücke erhoben, wenn für sie nach § 4 WAS ein 

Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht. Ein Bei-

trag wird auch für Grundstücke erhoben, die an die Wasserversorgungsein-

richtung tatsächlich angeschlossen sind oder die auf Grund einer Sonderver-

einbarung nach § 7 WAS an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlos-

sen werden. 

 

§ 3 Entstehen der Beitragsschuld 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Fall des 

1. § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die Wasserversorgungseinrichtung an-

geschlossen werden kann, 

2. § 2 Satz 2 - 1. Alternative, sobald das Grundstück an die Wasserversor-

gungseinrichtung angeschlossen ist, 

3. § 2 Satz 2 - 2. Alternative, mit Abschluss der Sondervereinbarung. Wenn der 

in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, 

entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(2) Wenn eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des 

Grundstücks vorgenommen wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, 

entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss dieser Maßnahme (Bezugsfer-

tigkeit). 

 

§ 4 Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Ei-

gentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 

 

§ 5 Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der 

vorhandenen Gebäude berechnet. Bei Grundstücken in unbeplanten Ge-

bieten, die größer als 2.000 m² sind (übergroße Grundstücke), beträgt die bei-

tragspflichtige Grundstücksfläche das 4-fache der beitragspflichtigen Ge-

schossfläche, mindestens aber 2.000 m². 

(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Ge-

schossen zu ermitteln, Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 

Dachgeschosse werden mit 2/3 der darunterliegenden Fläche herangezo-

gen, soweit sie ausgebaut sind. Für teilweise ausgebaute Dachgeschosse gilt 

diese Regelung entsprechend. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, 

die nach Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Wasserversorgung auslösen, 

werden nicht herangezogen. Das gilt nicht für Geschosse, die tatsächlich ei-

nen Wasseranschluss haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer 

Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zu-

lässig ist, wird als Geschossfläche 1/3 der beitragspflichtigen Grundstücksflä-

che in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn auf einem Grundstück die zu-

lässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeord-

nete Bedeutung hat. 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist 1/3 der beitragspflichtigen 

Grundstücksfläche als Geschossfläche anzusetzen. 

(5) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flächen noch keine 

Beiträge geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt im 

Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Ge-

schossflächen sowie im Falle des Abs. 1 Satz 2 für die Grundstücksflächen. 
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Gleiches gilt auch für alle sonstigen Veränderungen, die nach Absatz 2 für 

die Beitragsbemessung von Bedeutung sind. 

(6) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 oder 

Absatz 4 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Ab-

satz 1 neu berechnet. Dem so ermittelten Betrag ist der Betrag gegenüberzu-

stellen, der sich im Zeitpunkt des Entstehens der neu zu berechnenden Bei-

tragsschuld (§ 3 Abs. 2) bei Ansatz der nach Absatz 3 oder Absatz 4 berück-

sichtigten Geschossfläche ergeben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nach 

zu entrichten. Ergibt die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für die 

Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach 

dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. 

 

§ 5a Ablösung des Herstellungsbeitrages 

Der Herstellungsbeitrag kann im Ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht ab-

gelöst werden (Art. 5 Abs. 9 KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 

nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich nach der Höhe des vo-

raussichtlich entstehenden Herstellungsbeitrages. 

 

§ 6 Beitragssatz 

Der Beitrag beträgt 

a) pro m² Grundstücksfläche 2,13 Euro incl. 7% MWSt. 

     pro m² Grundstücksfläche 1,99 Euro ohne MWSt. 

b) pro m² Geschossfläche 7,35 Euro incl. 7% MWSt. 

    pro m² Geschossfläche 6,87 Euro ohne MWSt. 

 

§ 7 Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 

 

§ 8 Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, 

Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung des Teils eines 

Grundstücksanschlusses im Sinne des § 3 WAS sind, mit Ausnahme der Kosten, 

die auf die Teile der Grundstücksanschlüsse (Hausanschlüsse) entfallen, die 

sich außerhalb der Grundstücke der Wasserabnehmer befinden, in der je-

weils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. 

Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Erstattungsanspruchs Eigentümer des 

Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. Der Erstattungsanspruch wird einen 

Monat nach Zustellung des Erstattungsbescheids fällig. 

 

§ 9 Gebührenerhebung 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung 

Grund- und Verbrauchsgebühren. 

 

§ 9a Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten 

Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vo-

rübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der 

Summe des Nenndurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit 

Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschätzt, der 

nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei Verwendung von Wasserzählern mit Nenn-

durchfluss  

bis      5 m³/h 26,00 Euro / Jahr incl. 7% MWSt.    24,30 Euro / Jahr ohne MWSt. 

bis    10 m³/h 52,00 Euro / Jahr incl. 7% MWSt.    48,60 Euro / Jahr ohne MWSt. 

bis     20m³/h 78,00 Euro / Jahr incl. 7% MWSt.    72,90 Euro / Jahr ohne MWSt. 

über 20m³/h 104,00 Euro / Jahr incl. 7% MWSt.   97,20 Euro / Jahr ohne MWSt. 
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§ 10 Verbrauchsgebühr 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversor-

gungseinrichtung entnommenen Wassers berechnet. 

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler festgehalten. Er ist durch 

die Gemeinde zu schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, 

oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den 

wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

(3) Die Gebühr beträgt 2,03 Euro incl. 7% MWSt. bzw. 1,90 Euro ohne MWSt. 

pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

(4) Wird kein Bauwasserzähler oder sonstiger beweglicher Wasserzähler ver-

wendet, so wird ein Pauschalbetrag von 50,00 Euro incl. 7 % MWSt. bzw. 46,73 

Euro ohne MWSt. berechnet. 

 

§ 11 Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit dem Verbrauch. 

(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den 

Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; die Ge-

meinde teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im Übrigen 

entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in 

Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld. 

 

§ 12 Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld 

Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks ding-

lich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem 

Grundstück befindlichen Betriebes. Mehrere Gebührenschuldner sind Ge-

samtschuldner. 

 

§ 13 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und Verbrauchsge-

bühr wird einen Monat nach Zustellung des Gebührenbescheides fällig. 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden 

Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des 

Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die Ge-

meinde die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamt-

verbrauches fest. 

 

§ 14 Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die 

Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und 

über den Umfang dieser Veränderungen Auskunft zu erteilen. 

 

§ 15 Übergangsregelung 

Beitragstatbestände, die von den Satzungen vom 14.03.1975, 11.08.1977, 

22.09.1983, 26.03.1987, 23.11.1989, 16.11.1992, 02.12.1994, 13.12.1996, 

03.03.1998, 19.01.2001 u. 18.10.2002, 10.11.2003, 15.12.2006 und 15.11.2007 er-

fasst wurden, werden als abgeschlossen behandelt, soweit Bestandskraft der 

Veranlagungen vorliegt. Wurden solche Beitragstatbestände in den genann-

ten Satzungen nicht oder nicht vollständig veranlagt oder sind Beitragstatbe-

stände noch nicht bestandskräftig, dann bemisst sich der Beitrag nach der 

vorliegenden Satzung. Soweit sich dabei ein höherer Beitrag als nach den 

o.g. Satzungen ergibt, wird dieser nicht erhoben. 

 



Gemeinderat - Sitzungsnotizen 

  

§ 16 Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt zum 01.01.2019 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 19.01.2018 außer Kraft. 

Beschluss 
Die vorgetragenen Änderungen wurden übernommen. Die Satzung 

wird beschlossen. 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 4 Satzungsänderung Abwasser 

Diskussion 

Der Gemeinderat beschließt die Anpassung der nachfolgenden Satzung. 

 

2. BGM Schröter hierzu noch folgende Anmerkungen: 

In § 5 wir Vierfaches großgeschrieben 

Wenn schon eine neue Satzung beschlossen wird, dann sollten die § 7a und  

§ 9a in die normale Zählung eingegliedert werden. 

In § 12 wir Übrigen großgeschrieben 

 

 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 

Gemeinde Solnhofen (BGS-EWS) vom 18.01.2019 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Ge-

meinde Solnhofen folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-

rungssatzung: 

§ 1 Beitragserhebung 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der 

Entwässerungseinrichtung einen Beitrag. 

 

§ 2 Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder ge-

werblich nutzbare Grundstücke erhoben sowie für Grundstücke und befes-

tigte Flächen, die keine entsprechende Nutzungsmöglichkeit aufweisen, auf 

denen aber tatsächlich Abwasser anfällt, wenn 

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrich-

tung besteht, oder 

2. sie – auch aufgrund einer Sondervereinbarung - an die Entwässerungsein-

richtung tatsächlich angeschlossen sind. 

 

§ 3 Entstehen der Beitragsschuld 

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit der Verwirklichung des Beitragstatbestan-

des. Ändern sich die für die Beitragsmessung maßgeblichen Umstände i. S. d. 

Art. 5 Abs. 2 a KAG, entsteht die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Ab-

schluss der Maßnahme. 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbe-

stand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld 

erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 

§ 4 Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Ei-

gentümer des Grundstückes oder Erbbauberechtigter ist. 

 

§ 5 Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der 

vorhandenen Gebäude berechnet. Die beitragspflichtige Grundstücksfläche 

wird bei Grundstücken von mindestens 2.000 m² Fläche (übergroße Grundstü-

cke) in unbeplanten Gebieten bei bebauten Grundstücken auf das Vierfa-

che der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 2.000 m², bei 

unbebauten Grundstücken auf 2.000 m² begrenzt. 
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(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Ge-

schossen zu ermitteln. Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 

Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. Für 

die Berechnung der Dachgeschossfläche werden zwei Drittel der Fläche des 

darunter liegenden Geschosses angesetzt. Bei Dachgeschossen, die nur teil-

weise ausgebaut sind, werden nur die teilausgebauten Flächen entspre-

chend Satz 4 berechnet. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die 

nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwas-

serableitung auslösen oder die nicht angeschlossen werden dürfen, werden 

nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tat-

sächlich an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. Balkone, Log-

gien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Ge-

bäudefluchtlinie hinausragen. 

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zu-

lässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten Grundstücken wird als Geschossflä-

che 1/3 der beitragspflichtigen Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; 

Grundstücke, bei denen die zulässige oder die für die Beitragsbemessung 

maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung 

nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbe-

baute Grundstücke i. S. d. Satzes 1. 

(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für 

die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der 

Vorteil erhöht. Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere,  

- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, so-

weit für diese bisher noch keine Beiträge geleistet wurden, 

- im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen 

Geschossflächen sowie im Falle des Abs. 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Verviel-

fachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 

- im Fall der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder 

Gebäudeteils i. S. d. § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung 

die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

(5) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 fest-

gesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach 

Abs. 3 berücksichtigten Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 be-

grenzten Grundstücksflächen neu berechnet. Dieser Betrag ist nachzuentrich-

ten. Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für 

die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, 

nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. 

 

§ 6 Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 

a) pro m2 Grundstücksfläche 1,66 Euro 

b) pro m2 Geschossfläche 13,80 Euro 

(2) Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden 

darf, wird der Grundstücksflächenbeitrag nicht erhoben. Fällt diese Beschrän-

kung weg, wird der Grundstücksflächenbeitrag nacherhoben. 

 

§ 7 Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fäl-

lig. 

 

§ 7a Ablösung des Beitrages 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. Der 

Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrags. 

Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

§ 8 Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
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(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, 

Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksan-

schlüsse i. S. d. § 3 EWS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffent-

lichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in 

der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. 

Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Ei-

gentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner 

(Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entspre-

chend. 

(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. Der 

Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstat-

tungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

§ 9 Gebührenerhebung 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung 

Grundgebühren und Einleitungsgebühren. 

 

§ 9a Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten 

Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vo-

rübergehend mehrere Wasserzähler, so wird die Grundgebühr nach der 

Summe des Nenndurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit 

Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschätzt, der 

nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit 

Nenndurchfluss  

bis      5m³ / h 24,30 Euro/Jahr 

bis    10m³ / h 48,60 Euro/Jahr 

bis    20m³ / h 72,90 Euro/Jahr 

über 20m³ / h 97,20 Euro/Jahr 

 

§ 10 Einleitungsgebühr 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze 

nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung 

von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden.  

Die Gebühr beträgt 3,55 Euro pro Kubikmeter Abwasser. 

(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversor-

gungseinrichtung und aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten Wasser-

mengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder 

zurückgehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 3 aus-

geschlossen ist. Als dem Grundstück aus der Eigengewinnungsanlage zuge-

führte Wassermenge wird ein Pauschalansatz von ¼ der verbrauchten Was-

sermenge je Anschluss (Wasserzähler) angesetzt. Es steht dem Gebühren-

pflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs mittels ei-

nes geeichten Wasserzählers zu führen. Der Nachweis der verbrauchten und 

der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. 

 

Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück 

Großvieh (GV) eine Wassermenge von 16 m³ / Jahr als nachgewiesen. Ein 

Abzug von Wassermengen durch Großvieh ist ausgeschlossen, wenn der 

Wasserbezug nicht ausschließlich aus der öffentlichen Wasserversorgung er-

folgt (z.B. Quelle, Brunnen, Eigengewinnungsanlage etc.). Die Zahl der Groß-

vieheinheiten wird jährlich durch eine Zählung ermittelt. Maßgebend ist der 

Viehbestand am 03.12. eines Jahres. 
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Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den Nachweis der verbrauchten Was-

sermengen durch einen geeichten Wasserzähler zu führen. Für diesen Wasser-

zähler ist keine Grundgebühr gem. § 9a zu entrichten. 

 

Für die Umrechnung des Viehbestandes auf Großvieheinheiten (GV) wird von 

folgenden Erfahrungswerten ausgegangen: 

Tierart      GV 

1. Pferde, 3 Jahre alt und älter  1,00 

Pferde unter 3 Jahren    0,70 

2. Zuchtbullen, Zugochsen  1,20 

Kühe, Färsen, Masttiere   1,00 

Jungvieh, 1 bis 2 Jahre alt   0,70 

Jungvieh unter 1 Jahr    0,30 

3. Schafe, 1 Jahr und älter  0,10 

Schafe unter 1 Jahr    0,05 

4. Zuchteber und -sauen  0,30 

Mastschweine über 75 kg   0,20 

Läufer zwischen 20 und 75 kg   0,10 

Ferkel      0,00 

5. Legehennen   0,004 

Junghennen und -masthühner  0,00 

Mastputen und -gänse  0,00 

Mastenten     0,00 

 

Die Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Sie sind von der Ge-

meinde zu schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, 

oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den 

wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen 

a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 

b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 

 

§ 11 Gebührenzuschläge 

Für Abwässer, deren Beseitigung Kosten verursacht, die die durchschnittli-

chen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser von mehr als 30 v. H. (Grenz-

wert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den Grenzwert übersteigen-

den Prozentsatzes des Kubikmeterpreises erhoben. 

 

§ 12 Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die 

Entwässerungsanlage. 

(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den 

Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; die Ge-

meinde teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im Übrigen 

entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in 

Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

 

§ 13 Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld 

Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks ding-

lich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem 

Grundstück befindlichen Betriebs. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-

schuldner. 
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§ 14 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und die Einleitungs-

gebühren werden einen Monat nach Zustellung des Gebührenbescheides 

fällig. 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden 

Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des 

Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die Ge-

meinde die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamt-

einleitung fest. 

 

§ 15 Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die 

Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und 

über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage 

entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 

 

§ 16 Übergangsregelung 

Beitragstatbestände, die von vorangegangenen Satzungen erfasst werden 

sollten, werden als abgeschlossen behandelt, soweit Bestandskraft der Ver-

anlagungen vorliegen. 

 

Wurden solche Beitragstatbestände in den genannten Satzungen nicht oder 

nicht vollständig veranlagt sind oder Beitragstatbestände noch nicht be-

standskräftig, dann bemisst sich der Beitrag nach der vorliegenden Satzung. 

 

§ 17 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die BGS-EWS vom 19.01.2018 außer Kraft. 

Beschluss 
Die vorgetragenen Änderungen wurden übernommen. Die Satzung 

wird beschlossen. 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 5 Baugebiet 12 – Einwände Hermann Böhnlein 

Diskussion Herr Hermann Böhnlein hat sich Gedanken zum Baugebiet gemacht: 
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Der Gemeinderat diskutiert über die einzelnen Punkte, nachdem Herrn 

Böhnlein die Antwort des 1. BGM Schneider nicht ausreichend genug 

war. 

Beschluss 
Der Gemeinderat hat die vorgetragenen Argumente besprochen und 

wird aber die vom Gemeinderat erarbeitete Version nicht ändern. 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 6 Baugebiet 12 – Vorentwurf Bebauungsplan 

Diskussion 

Ing.-Büro Kuhn hat den Entwurf so weit vorbereitet, dass er bei den amtlichen 

Stellen vorgelegt werden kann. Sollte der Gemeinderat noch Änderungen 

wünschen, können diese noch eingearbeitet werden. 

Beschluss Der Gemeinderat beschließt den Vorentwurf wie vorgelegt freizugeben. 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 7 Solarpark Hochholz 

Diskussion 

Herr Wittfeld von der Fa. Juwi hat der Gemeinde mitgeteilt, dass die Grund-

stückseigentümer aus Hochholz den Solarpark nicht mit ihnen machen wol-

len, sondern einen anderen Investor haben. 
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Fa. Bichler Energiebauer GmbH Aichach wurde als Ersatz gefunden. In der Sit-

zung vom 21.März soll im Gemeinderat die neue Vorstellung mit Beschlussfas-

sung erfolgen.  

Beschluss 
Der Gemeinderat beschließt den Beschluss vom 09.08.2018 bezüglich des 

Bebauungsplanverfahrens mit der Fa. Juwi zurück zu nehmen. 

Abstimmung 11 zu o 

 

TOP 8 KiTa-Anbau – Einwand Josef Mücksch 

Diskussion 

Herr Mücksch hat an das Wasserwirtschaftsamt folgende Frage gestellt:  

Wegen möglicher Abstandsregelungen gilt es zu klären, ob der geplante An-

bau ca.10m in das Überschwemmungsgebiet verschoben werden kann. 

Ausgleichsflächen sind in den flussaufwärts gelegenen Gartenflächen der 

Gemeinde Solnhofen möglich. Bitte teilen Sie uns mit ob dies aus Ihrer fachli-

chen Sicht möglich ist.  

 

Antwort des Wasserwirtschaftsamts: 

Gegen die von der Gemeinde vorgelegte Planung bestehen keine wasser-

rechtlichen Versagungsgründe. Es liegt nur ein geringer Teil des Gebäudes im 

festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Es ist auch aus hiesiger Sicht nach-

vollziehbar, dass die Erweiterung auf dem Grundstück des bestehenden Kin-

dergartens erfolgen sollte. Bei der vorgelegten Planung ist erkenntlich, dass 

die Gemeinde versucht hat das Überschwemmungsgebiet so weit wie mög-

lich zu verschonen. Einer Ausnahmegenehmigung konnte daher aus fachli-

cher Sicht zugestimmt werden. 

 

Dennoch ist anzumerken, dass es aus wasserwirtschaftlicher Sicht besser 

wäre, weder im festgesetzten noch im HQ-Extrem-Bereich zu bauen. Dies 

würde auch dem gesetzlichen Grundsatz entsprechen, Überschwemmungs-

gebiete oder überschwemmungsgefährdete Bereiche von der Bebauung frei 

zu halten. Eine weitere Verlagerung des Baukörpers in Richtung Altmühl 

würde dem widersprechen. 

 

 

Dennoch möchte Herr Mücksch, dass sich der Gemeinderat noch ein-

mal Gedanken darüber macht. Dazu hat er am 16.01.2019 den folgen-

den Brief an den 1. BGM und den Gemeinderat geschrieben: 
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Das Engagement von Herrn Mücksch ist nach Meinung von GR Leesch 

sehr lobenswert. Es kommt aber leider ca. ein Jahr zu spät. Der Gemein-

derat hat die Flächen vom Jugendamt und von der Regierung geneh-

migt erhalten. Die Zuschüsse sind bewilligt. Die Dachform wurde mit 

dem Architekten besprochen.  

Beschluss 

Der Gemeinderat beschließt den Einwänden von Herrn Mücksch stattzuge-

ben und den Anbau ca. 10 Meter in das Überschwemmungsgebiet zu ver-

schieben. 

Abstimmung 0 zu 11 

 

TOP 9 Geschwindigkeitsbegrenzungen Hochholz und Bieswanger Wald 

Diskussion 

Auf Vorschlag der Verwaltung sollte die Ortsdurchfahrt Hochholz auf 30 km/h 

und die Durchfahrt Bieswanger Wald auf 50 km/h beschränkt werden. 

 

Aufgrund von Beschwerden der Anlieger und in Augenscheinnahme der Poli-

zei wäre dies angebracht. Vors. wird bei positivem Beschluss die Stadt Pap-

penheim bitten dies auch für ihren Bereich durch den Bieswanger Wald zu 

beschließen. 
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2. BGM Schröter bat um Klärung, ob das Ortsschild Solnhofen bis auf die 

Höhe des Wasserhochbehälters hinaus verlagert werden könnte. 

Beschluss 
Der Gemeinderat beschließt die Ortsdurchfahrt Hochholz auf 30 km/h und 

die Durchfahrt Bieswanger Wald auf 50 km/h zu beschränken. 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 10 Flächennutzungsplanänderung Pappenheim – Solarpark Übermatzhofen 

Diskussion 

Die Stadt Pappenheim hat Beschluss zur 8. Änderung des Flächennutzungs-

planes zur Darstellung einer Sonderbaufläche für einen Solarpark in Über-

matzhofen gefasst. Die Gemeinde wird um Stellungnahme gebeten ob hierzu 

Einwände bestehen. 

 

Beschluss 

Der Gemeinderat stellt fest, dass keine Einwände gegen die 8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes zur Darstellung einer Sonderbaufläche für einen So-

larpark in Übermatzhofen bestehen 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 11 Kommunaler Strom – Bündelausschreibung 2021 bis 2023 

Diskussion 

Der Stromlieferungsvertrag der Gemeinde Solnhofen mit der N-ERGIE läuft 

aufgrund des Rahmenvertrags Ende 2020 aus. Es muss ein neuer Stromlie-

fervertag für 2021-2023 abgeschlossen werden.  
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Die Auswahl des neuen Stromlieferanten kann, wie gehabt, über eine Bündel-

ausschreibung erfolgen. Die KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH 

erbringt die Leistung in Kooperation mit dem Bayerischen Gemeindetag. Die-

ser hat den Kooperationspartner gemäß einer Empfehlung des Bayerischen 

Kommunalen Prüfungsverbands in einem transparenten und diskriminierungs-

freien Auswahlverfahren bundesweit ermittelt. Die KUBUS GmbH bietet ein 

spezielles elektronisches Ausschreibungsportal für Kommunen an.  

 

Der Dienstleistungspreis beträgt 900€ netto. 

Der Dienstleistungsvertrag liegt bereits durch die Bündelausschreibung 2018-

2020 vor. 

 

2. BGM Schröter bat um Prüfung, ob auch Firmen in die Ausschreibung einbe-

zogen werden können. 

Beschluss 

Die Gemeinde Solnhofen überträgt die Aufgabe der Ausschreibung von Lie-

ferleistungen für elektrische Energie für die Lieferjahre 2021 bis 2023, die alle 

verfahrensleitenden Entscheidungen umfasst an die KUBUS Kommunalbera-

tung und Service GmbH in Kooperation mit dem Bayerischen Gemeindetag. 

Die Verwaltung wird gebeten, umgehend die Abnahmestellen im geforder-

ten Datenformat zu prüfen und zu ergänzen. 

Abstimmung 11 zu 0 

Beschluss 
Es soll im Rahmen der Bündelausschreibung 100 % Ökostrom ohne Neuanla-

genquote beschafft werden. 

Abstimmung 11 zu 0 

 

TOP 12 N-Ergie – Antrag Mastumbau Freileitung Bruch-Langenaltheim 

Diskussion 

Die Freileitung zwischen dem Solnhofer Bruch und langenaltheim muss 

saniert werden. N-Ergie möchte dafür die Masten austauschen und zwi-

schen den Masten größere Abstände vornehmen. 
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Beschluss 
Vertagt auf die nächste Sitzung, weil der Gemeinderat vorher wissen 

möchte, wie die neuen Masten aussehen. 

 

TOP 13 Auto für Grünpflegeteam - Sachstand 

Diskussion 

Fa. Linner, Fa. Mack, Fa. Strobl wurden angefragt. 

Alle drei Firmen lehnen gebrauchte Elektrofahrzeuge ab. 

 

2. BGM Schröter 

Weiterhin Elektrofahrzeug suchen; vielleicht selbst im Internet danach 

suchen. Hier gibt es gerauchte Fahrzeuge für ca. 8.000 €. 

Beschluss 
Der Gemeinderat beauftragt die drei umliegenden KFZ-Firmen mit der 

Suche nach einem gebrauchten Benzin-KFZ um 5.000 €. 

Abstimmung 10 zu 1 

 

TOP 14 Bekanntgabe – Güllebehälter – Genehmigung Landratsamt 

Diskussion 

Die Genehmigung vom Landratsamt wurde am 18.12.2018 erteilt.  

Baurechtlich ist kein Veto einzulegen.  

 

2. BGM Schröter bat darum, bei der Versicherung nachzufragen, ob sie 

die Kosten für eine Klage übernehmen würde. 
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TOP 15 Bekanntgabe – JUZ als Übergangspraxis für Dr. Gedon 

Diskussion 
Die Praxisverlegung wegen Wasserschaden in das JUZ ist nicht mehr 

notwendig. Dr. Gedon kann in seiner Praxis bleiben. 

 

TOP 16 Bekanntgabe – Denkmalpflege – Lippenberger Eßlingen 3 

Diskussion 

Das Landesamt für Denkmalpflege hat im Dezember 2018 folgende Be-

kanntgabe vorgenommen: 

 

 
 

Das Thema Bushäuschen wird noch einmal auf die Tagesordnung kom-

men. 

 

TOP 17 Bekanntgabe – Bezirk Mittelfranken – Museumsförderung 2019 

Diskussion 

1. BGM hat erneut einen Antrag für 5 x 20.000 € gestellt, der von der Be-

zirksverwaltung zunächst abgelehnt worden ist. 

 

Auf Nachfrage von Bezirksvizepräsidentin Christa Naaß hat der Bezirk für 

2019 noch einen Zuschuss von 20.000 € gewährt. Ab 2020 ist noch nichts 

geklärt. Die CSU-Fraktion war geschlossen gegen die Förderung. 

 

TOP 18 Bekanntgabe – Asphaltierung Zufahrt Spitzer / Radweg nach Zimmern 

Diskussion Beide Maßnahmen sind im Dezember 2018 erledigt worden. 

 

TOP 19 
Bekanntgabe –  

Zuschüsse als Kompensation für Straßenausbaubeitragssatzung 

Diskussion 

Für 2019, 2020 und 2021 erhält die Gemeinde jeweils 10.000 € . Das ist 

Nichts, wenn man bedenkt, dass man allein für das Gsteig 174.000 € er-

halten hätte. 

 

TOP 20 
Bekanntgabe – Ferdinand-Arauner-Straße – Bodengutachten und Hö-

henvermessung 
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Diskussion 
Erste Einsicht des Gutachtens zeigt, dass die Straße die Belastung von 

40-Tonnern aushält.  

 

TOP 21 
Bekanntgabe – Trudenbuck 23 – Stromersparnis nach energetischer Sa-

nierung 

Diskussion 

Die Mieter teilen dem Gemeinderat mit, dass durch die Wärmesanie-

rung eine Stromkostenersparnis von fast 50 % herausgekommen ist. Der 

Gemeinderat nimmt das wohlwollend zur Kenntnis. 

 

TOP 22 Bekanntgabe – Mammutbaum im Anwesen Güllich 

Diskussion Der Baum wurde in Etappen gekürzt. 

 

TOP 23 Anfragen 

Diskussion 

2. BGM Schröter 

Veranstaltungen in gemeindeeigenen Gebäuden kann man nicht mehr 

besuchen, da die Räume unerträglich kalt sind (Weihnachtsfeier Akkor-

deonorchester und Schwerbehindertenvortrag im Sitzungssaal). 

> Im Rathaus war die Wochenendabsenkung in Betrieb und in der So-

lahalle war die Halle 1,5 Stunden offen gestanden.  

 

 

2. BGM Schröter 

Bis wann können die Bürger nun die Schlussrechnung zur Kläranlage er-

warten? 

> Bis März 2019. 

 

 

2. BGM Schröter 

Wann finden Rechnungsprüfung 2018 und Haushaltsberatung 2019 

statt? 

> Beide Beratungen sollen bis Ende Februar stattfinden. 
 


